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J -Nr. 268 II. Diez,  den 10. Januar 1918.
U« die Hsrrs « BÄrgeeMetftkr

Betrifft KreiSfteÄe»-v-, «ul «- u«L für lS '-8.
Mit der heutigen Post lasse ich Ihnen ohne besondere

Unschreiben die Formulare für die Feststellung des der
Kreissteuerveranlagüng für 1918 zugrunde zu legende Ge-
meindesteuersolls nach dem Stande dom 1. Zanuar o. >̂s.
'«geben Eie wollen sie an Hand der Gemeindesteuerhebe-
listen ansfüllen und bis zum 25. ds. Ms . zurücksenden bez.v.
aasfüllen und zurücksenden lassen. Wegen der Ausfüllung
verweise ich auf die der Titelseite des Formulars ausge¬
druckten Bemerkungen und mache insbesondere darauf auf¬
merksam. daß alle Zu- und Abgänge mit den vollen Jabres'
betragen und■nicht etwa nur mit denjenigen Teilbeträgen,
mit denen sie für die Zeit des Zu- oder Abganges ins
zum Schlüsse des Rechnungsjahresnoch fällig send oder aus-
sallen, eiirzustellen sind.

DerB*¥ftfcen»e M Krei»a«»schMss»,
I.
Kchhn.

«i.-Rr. 14303 II. Diez,  den 10. 'Januar 1818.
An die Herren GtaAvesbeamtcn

der L«ndgemeinsen.
Betrifft Sir GtandeÄre- ifter.

Die 1918er Standesregister und Formulare habe ich
Ihnen vor Jahresschluß noch rechtzeitig zngehen lassen,
"'ch mache Sic darauf aufmerksam, daß diesesmal in den
Registern die Seitenzahlen fehlen. Sie müssen dieselben
irlbst eintragen. Die 1917er Ncbcnregistcr sind, soweit «s
noch nicht geschehen ist, ordnungsmäßig abgeschlossen um¬
gehend einzusenden.

Wegen schonender Behandlung der neuen Register ver-
«eis« ich auf meine vorjährigen AuSschreiben.

%tv  Mersttzeuve »r« Ä,tt «aiSfchn?ieK
8 . R. :
Gchön.

Diez,  den 9. Januar 1918.
A« die Mügi- rate Dirz, Nüffs», B»d E« S «»ddie
Heere« BärHermeist-r der La«dzrmri»de» des Kreiser.

Mit Bezug auf meine Bekanntmachungvom 38. Juni
1917, I. 5142, Kreisblatt Sir. 151, er.uch« ich sämtliche
bei den Ortssammelstellen eingegange.nen Obstkerne und
Akaziensamen an die Obstkern-Kreissammelstelle in Diez,
im Nebenbau der Firma Fuchs in Diez, Wilhelmstrage,
umgehend  abzuliefern und die verauslagten Kosten unter
Beifügung der zugehörigen Beläge bei dem Bereinigten
Komitee der unter dem Roten Kreuz wirkenden Verein«
sLandmtsamt) anzufordern.

Der « Sni«l. r »»d»«1.
I . V.

ZI « « «r« au ». _ u_ __ _

1. i 46 . Diez,  den 7 . Januar 1917.

A« dt« Herr« , B » r«rrm«1ver
in Altendiez, Aull , Balduinsteen, Becheln, Aremberg, Hotz-
heim, Katzenelnbogen, Laurenburg, Netzbach, Niedertiefen-
bach, Oüernhof, Pohl, Rettert, Roth, Schiesheim, Seelbach,
Wasenbach und Zimmerschied.
Betr . Hochwasser « ed - rschwr « « » » « 1917.

Meine Verfügung vom 5. Dez. 1917 — I. 10242 - -
(Kreisblatt 283) bringe ich in Erinnerung und sehe der
Rücksendung der übersandten Postkarten binnen b Tagen
entgegen.

$ »? r «»dr«4.
J . » . -

- i « «er» « « «_

3 .-* r. II. 384. Diez,  den 10. Januar 191«.
Ktt die Herreer« Lr- rrweister de» Kreis«».

«etr . AttLsützrmr - de » Jmpsseschäft » für 1918.
Die mit Verfügung vom 18. Dezembero. Js, . J .-Nr. II

14 787 Kreisblatt Nr. 295, geforderte Berichterstattung über
dir Fahl der Erst- und Wiederimpflingewird in Erinnerung
gebracht und bestimmt bis zum 20 . Januar  d . I «.
erwartet.

Auch ist mir zu berichten, in wel :«m Lokal die Jmpfu««
stattfinden soll. Ger

8 . « . :
Sch, ». ; ;



Ilm.  Urmrkftirt a. M,  ten 5. ttt *.
Bekanntmachung Nr. 4.

Der Wörter des Schutzmanns Ertl ist gestern abend in
der Person des Schmiedes Johann Georg Weckfuß, geb. am
7. 3. 99 zu Lohr, Bez. Aschaffenburg, sestgenommen worden.
Er hatte mit einem gleichfalls crgrrsfene» Komplizen Villen-
einbrüche begangen, war von dem Beamten beim Beute-
tMusport beobachtet und gestellt worden.

Damit wäre mein Plakatausschrelbcn vom 30. 12. 17
erledigt , soweit es das Verbrechen an Ertl , begangen am
gleichen Tage vormittags nach 0 Uhr betrifft . Die darin
gleichzeitig erwähnten Straftaten z. N. des Kriminalschutz-
mvnns Stärr am 14. 12. 17 und z. R. des Schutzmanns Zorn
am  29 . 12. 17 sind dagegen noch aufzuklären. Di" Be¬
lohnung von 2000 Mark ist noch zu verdienen.

S «r Polizei »Präsident.
I.

Dr. Auerbach.
mm

Die BoKsitzmrg in Brest»Litowsk
«W N-. Januar.

WTB . Brest - Lrtowsk,  10 . Jan . Die gestern unter¬
brochene Plenarsitzung wurde vormittags 11 Uhr unter
dem Vorsitz des Staatssekretär v. Kühlmann fortgesetzt. Ms
erster Redner führte der ukrainische Staatssekretär für
Handel und Industrie Golubowitsch  folgendes aus:

Die durch den Krieg erschöpften und gequälten Völker
sehnen sich nach Frieden . In dieser Sehnsucht nach Frieden
haben die Vertreter der Demokratie Groß-Rußlands , ohne
Rücksicht zu nehmen auf Angriffe von seiten eines Teiles der
russischen Gesellschaft und der Presse, kühn die Schützen¬
gräben der kriegführenden Mächte über,ch.ritten zu dem
Zwecke, um nicht auf dem Schlachtfelde durch Blut und
Eisen, sondern aus dem Wege des freundschaftlichen Ueber-
einkommens zwischen den Völkern den für die ganze Welt
erwünschten allgenreinen Frieden zu erreichen. Nachdem
mit den Jriedensvexhandlungen begonnen worden war und
die Prinzipien des Friedens bekanntgegeben worden waren,
haben Sie , verehrte Herren , mit Recht eine Pause von zehn
Tagen eintreten lassen, um dadurch den Staaten , die bis¬
her an den Friedensvcrhandlungen nicht teilnahmen , die
Möglichkeit zu geben, diesen beizutreten . Unser Staat , die
ukrainische Volksrepublik,  deren Volk stets zum
Frieden geneigt war , hat als drster ans ihren Ruf geant¬
wortet . Nachdem durch das 3. Universal der ukrainischen
Zentvalrada vom 7./20 November ihre staatliche Stellung
bestimmt ist, nimmt die ukrainische Volksrepublik im gegen¬
wärtigen Augenblick ihre internationale Existenz wieder auf,
die sie vor mehr als 250 Jahren verloren hat , und tritt
jetzt in vollem Umfange der ihr auf diesem Gebiete zu¬
kommenden Rechte in internationale Beziehungen ein Auf
Grund der obigen Darstellung hält es das Generalsekre¬
tariat der Regierung der ukrainischen Volksrepublik für
richtig ,auf den jetzigen Friedensverhandlungen eine selb¬
ständige Stellung einzunehmcn und hat die Ehre , den
Regierungen der hier versammelten Mächte folgende
Rote  zu überreichen:

Die Regierung der ukrainischen Volksrepublik (General-
fekretariat ) bringt hiermit allen kriegführenden und neu¬
ralen Staaten folgendes zur Kenntnis : Mittels Universals
Ni '' der ukrainischen Zentralrada vom 7./20. November
1217 wurde die ukrainische Volksrepublik proklamier , und
durch diesen Staatsakt die völkerrechtliche Stellung der
letzteren bestimmt. Die Schaffung eines föderativen
P n» tz»s all»» im gegebenen Momente auf dem Territo¬

rium öe» ehemaligen russischen Kaiserreiches entstaube uckn
Republiken anstrebend, knüpft die ukrainische Volksrepu¬
blik durch dos Generalsekretariat bis zum Zeitpunkte der
Bildung einer gemeinsamen Bundesregierung in Rußland
ft wir der Regelung der völkerrechtlichen Vertretungsfrage
zwischen der ukrainischen Volksrepublik einerseits und der
Bundesregiernngrtes künftigen Staatenbundes andererseits,
selbständige völkerrechtliche Beziehungen
an . Das Genevalsekretariat erachtet es somit für unum¬
gänglich, alle Staaten und Völker der Welt über das Ver¬
halten der ukrainischen Volksrepublik gegenüber den Frie¬
densverhandlungen , die dieser Tage in Brest-Litowik zwi¬
schen den Vertretern des Arbeiterrates der Volkskommis¬
sare ernerseits und den Regierungen der gegen Rußland
kriegführenden Mächte andererseits beginnen, in Kenntnis
zu setzen. Unerschütterlich daran sesthaltend, daß der gegen¬
wärtige Krieg für alle Staaten , insbesondere für die ar¬
beitenden Klassen eines jeden Staates das schwerste Uebel
bedeutet, und daß alle kriegführenden Staaten etwaigen
Eroberungs - Absichten entsagen  und die Frie¬
densverhandlungen unverzüglich einleiten sollten, hat die
ukrainische Zentralrada und das Parlament der ukraini¬
schen Republik es für unumgänglich beftindcn, gleich nach
Verkündigung der ukrainischen Republik eine aktive Politik
in der Friedensfrage einzulerten . Die ukrainische Zentral¬
rada hat also, nachdeur sie irr ihrem dritten Universal die
Notwendigkeit eines unverzüglichen Friedensschlusses be¬
kundet hat , es als unumgänglich erachtet, die Schließung
eines Waffenstillstandes  zu erstreben. Zu diesem
Zweck lvurten Vertreter des Gencvalsckretariats t* t die
Süd Westfront sowie an die rumänische Front , die gegentvärtig
zu einer einzigen ukrainischen Front  unter der
der Leitung der Regierung der ukrainischen Volksrepublik
vereinigt ist, geschickt. Gleichzeitig hat die ukrainische Zen-
tvalrada das Generalsekretariat beauftragt , die verbündeten
Mächte von diesen Verhandlungen in Kenntnis zu setzen,
was seinerseits auch von seiten des ^ eneralsekretanats voll¬
zogen wurde. In der Folge, als der Rat der Volkskom¬
missare im Einverständnis mit den Regierungen der gegen
Rußland Krieg führenden Staaten die Waffenstillstands-
Angelegenheit an allen Fronten in die Hand genommen hat,
hat" das Generalsekretariat seine Vertreter nach Brest-Li-
towsk behufs Kontrolle und Information geschickt. Hierbei
erachtet das Generalsekretariat es als not .vendiz , hertor-
znheben, baß die Vertreter des Rates der Volkskommtssa«
ungeachtet dessen, daß sie über die Anrunst der Delegierten
der Ukraine zivecks Teilnahme an den Verhandlungen in
Kenntnis gesetzt worden waren , einen allgemeinen Waffen¬
stillstand selbständig ohne jedwedes Einverständnis mit der
ukrainischen Volksrepublik gefertigt haben. Dessen gegen¬
wärtig , baß der Rat der Volkskommissare genräß dem letzten
Punkte der Bedingungen des allgemeinen Waffenstillstandes
Friedensverhandlungen mit den Regierungen Deutschlands,
Oesterreich-Ungarns , der Türkei und Bulgariens in Brest-
Liiowsk beginnt , erklärt das Generalsekretariat
im Namen der ukrainischen Volksrepublik folgendes:

1. Die gesamte Demokratie des ukrainischen Staates
strebt die Beendigung des Krieges in der ganzen Welt , den
Frieden zwischen allen gegenwärtig Krieg führenden Sta »-
teu und einen allgemeinen Frieden  an.

2. Der zwischen allen Mächten zu schließende Fri -de
nmß demokratisch  sein und einem jeden, auch dem
kleinsten Volke und Staate das volle, durch nichts be¬
schränkte nationale SelbstbestimmungSrech ' r
sichern.

3. Für die Ermöglichung eines wirklichen Wil¬
lensausdrucks  der Völker müssen entsprechende Ga-
r a n t i e n geschaffen werten.

4. Es ist demnach jedwedeAnnexion,  d. h. jedwede
gewaltsame Anglieberung oder Uebergabe irgend eine? Lan-
beSterre« ohne Einverständnis feiner Bevölkerung unzulässig.



5. Ebenso  unzulässig sind vom Standpunkte der
Interessen der arbeitenden Klassen jedwede Kriegsent¬
schädigungen,  welche Form auch immer ihnen gegeben
würde.

6. Den kleinen Völkern und Staaten , die infolge des
Krieges beträchtlichen Schaden oder Verwüstungen erlitten
haben, muß gemäß den Regeln, die auf bem Friedenskon¬
gresse ausgearbeitet werden müssen, materielle Hilfe
erwiesen werden.

7. Die ukrainische Volksrepublik,  die gegen¬
wärtig auf ihrem Territorium die ukrainische Front besetzt
hält , und die in völkerrechtlichen Angelegenheiten, vertreten
durch ihr - Regierung , welcher der Schutz der ukrainischen
Volksinteressen obliegt , selbständig auftritt , muß gleich den
übrigen Mächten an allen Friedensverhandlungen , Konfe¬
renzen und Kongressen teilnehmen können.

8. Die Macht des Rates der Volkskommissare erstreckt
sich nicht auf ganz Rußland , demnach auch nicht auf die
ukrainische Volksrepublik . Es kann daher der aus den Ver¬
handlungen mit den gegen Rußland Krieg führenden Mäch¬
ten eventuell resultierende Friede für die Ukraine nur dann
verpflichtend werden, .wenn die Bedingungen dieses Frie¬
dens durch die Regierung der ukrainischen Volksrepublik an¬
genommen und unterzeichnet würden.

9. Im Namen des gesamten Rußlands  kann nur
diejenige Regierung (und zwar ausschließlich eine Bundes-
r-egrcrarngi Frieden schließen, die von allen Republiken und
staatlich organisierten Gebieten Rußlands anerkannt sein
würde. Wenn aber eine solche Regierung in der nächsten
Zeit nicht gebildet werden könnte, so kann diesen Frieden
nur eine geeinigte Vertretung jener Republiken und Ge¬
biete schließen. An den Prinzipien eines demokratischen
Friedens unerschütterlich festhaltend, strebt das Gen-cal-
sekretariat gleichzeitig eine möglichst rasche Herbeiführung
eines allgemeinen Friedens an und legt großes Gewicht
allen Versuchen bei. die dessen Verwirklichung näher brin¬
gen können. Das Generalsekretariat hält es daher für
unumgänglich , eine Vertretung auf der Konferenz in Brest-
Litowsk zu besitzen, indem es gleichzeitig hofft, daß die end¬
gültig - Lösung der Friedensangelegenheit auf einem in¬
ternationalen Kongreß  erfolgen wird , zu dessen
Beschickung die Regierung der ukrainischen Volksrepublik
alle Kriegführenden ausfordert.

Der Präsident des Generalsekretariats:
Winnitschenko.

Staatssekretär für internatioirale Angelegenheiten:
Schulgin.

In Erwiderung auf die Ausführungen des ukrainischen
Staatssekretärs Golubowitsch erklärte der Vorsitzende
Staatssekretär von Kühlmann:

Meine Herren ! Wir haben von den Ausführungen des
Vorsitzenden der ukrainischen Delegation und von dent In¬
halte der uns gemachten Mitteilungen mit lebhaftem In¬
teresse Kenntnis genommen. Ich schlage vor, daß die
ukrainische Note  als wichtiges historisches Dokument
den Akten des Kongresses einverleibt werde. Die Vertreter
der verbündeten Mächte behalten  sich ihre Stellung¬
nahme zu den Einzelheiten der Ausführungen der ukrai¬
nischen Delegierten vor.

Im Anschluß hiemn sprach der Vorsitzende den Wunsch
aus , einige Fragen zu stellen, um die Unterlagen für die
Beschlußfassung der verbündeten Mächte zu schaffen. Es
müsse daher an den Vorsitzenden der Delegierten der Peters¬
burger Regierung die Frage gerichtet werden, ob seine Dele¬
gation auch ferner die Angelegenheiten des gesamten
Rußlands  hier diplomatisch zu vertreten beabsichtige.

Trctzki  gab hierauf folgende Erklärung ab ' In
Kenntnis der durch die ukrainische Delegation veröffent-
ltchien Note des Genevalsekretariats der ukrainischen Volks¬
republik erklärt die russische Delegation ihrerseits , baß sie
fv vsllem Einvernehmen mit der grundsätzlichen Anerken¬

nung des Selbstbestimmungsrechts jeder Nation bis
vollen Lostrennung kein Hindernis  für die Teilnahme
der ukrainischen Delegation an den Friedensverhandlungen
findet.

lieber die Bedeutung der Erklärung entspann sich eine
länger - Diskussion, die schließlich in der Frage znsammen-
gefaßt wurde, ob die ukrainische Delegation eine Unter¬
abteilung  der russischen Delegation darstelle , oder oo sie
in diplomatischer Beziehung als die Vertretung eines selb¬
st ändigenStaates  zu behandeln sei. Die Frag - wurde
vcn Trotzki  dahin beantwortet , daß er sie als erledigt
betrachte, da die ukrainische Delegation als selbständige
Vertretung hier aufgetreten sei und da diese Vertretung
von seiner Delegation anerkannt und von kein? SeUe ein
anderer Vorschlag gemacht worden sei.

Der Vorsitzende der ukrainischen Delegation
dankte. Er nehme an , daß dadurch die selbständig- Stel¬
lung , di- seine Abordnung bei den Friedensverhandlungen
einzunehmen habe,, bestimmt worden sei: daß näntlich die
ukminische und die russische Abordnung z we i g e t re n n re
selbständige Delegationen derselben Par-
t e i bilden.

Nachdem Staatssekretär v. Kühlmann  nrit Zustun-
mung der Versammlung erklärt hatte , daß diese Präliminar
frage vorerst zwischen den Delegationen der Verbündeten br
raten werden würde und ihre weitere Erörterung dem Ple¬
num Vorbehalten bleibe, ergriff der erste Delegierte der
russischen Delegation Trotzki  das Wort , um das Mißver¬
ständnis wegen der Berichterstattung der Petersburger Tele¬
graphenagentur zu beseitigen. Was den von den drei an
deren Delegationen unterstützten Protest  des Generals
Hoffmann  gegen Artikel in der Presse, Funksp räche,
Aufrufs usw. betrefft , so müsse er erklären , oaß weder
die Bedingungen des Waffenstillstandes,  noch der
Charakter der Friedensverhandlungen die Frei¬
heit der Presse und des Wortes begren nzt
haben.

Nack diesen Vorbemerkungen ging Trotzki aus den In¬
halt der von dem Vorsitzenden der deutschen  und öster-
reichisch - ungarischen Delegation  abgegebenen
Erklärung  ein und führte aus:

Fürs erste bestätigen wir , daß wir in vollem Einver¬
nehmen mit dem im Vorjahre gefaßten Beschluß die Fr ir¬
den sverhandlungen weiterführen wollen,
ganz abgesehen davon, ob sich die Mächte der Entente
an schließen oder  nicht . Wir nehmen die Erklärung
der Delegationen des Vierbundes zur Kenntnis daß die
Grundlagen des allgemeinen Friedens , die in ihrer Dkla-
rr.tion vom 25. Dezember formuliert waren , jetzt hinfällig
werden, da die Länder der Entente während der zehntägigen
Frist sich den Friedensverhandlungen nicht angeschlassen
haben. Wir unsererseits halten an den von uns prokla¬
mierten Grundsätzen eines demokratischen Friedens ftst.

Trotzki begründete den Vorschlag auf Verlegung
der weiteren Verhandlungen  aus neutrales Ge
beit mit dem Wunsche, für beide Seiten gleich günstige Ver¬
hältnisse herzuftellen. Die öffentliche Meinung Rußlands
nimmt übrigens daran Anstoß, daß die russische Delegation
die Verhandlungen in einer von deutschen Truppen be¬
setzten Festung führt , zr(mal es sich hier um das Schicksal
lebendiger Völker handelt . Er wies auf die von der maxima-
listilchen Regierung bisher konsequent befolgte Friedens¬
politik und die von ihr bewiesene Unabhängigkeit hm und
erklärte , daß die maximalistifche Politik ohne Kulisse
auskomme,  da diese Waffe der alten Diplomatie durch
das russische Volk zusammen mit vielen anderen Dingen
in dem siegreichen Aufstand vom 25. Oktober abg-schaffr
werden seien. Wenn also nach Ansicht der russischen D̂ele¬
gation technische und politische Umstände das Schicksal tf <t
Friedens nicht unbedingt an Brest -Litowsk als Verhaird-

. lungSort knüpfen würden, so vermöge die russische Delega¬
tion nicht an dem anderen von dem Reichskanzler erwähnte»



Maument vorMerzuqehe» . « emrfnt >et i« t« Set; der R-te
t«9 Grafen Hertling,  in dem dieser außer auf da« gute
Recht und das loyale Gewissen auch au * die Machtstev
tun 3 Deutschlands  hingewnsen
Delegation habe ' weder die Möglichkeit noch Sie Ad,ich: zu
bestreiten, daß ihr Land durch die Politik der bis vor kurz-m
herrschenden Klassen geschwächt sei. Aber d:e - -eltsiellung
des Landes werde nicht nur durch den augenbiraftchen stand
keines technischen Apparates bestimmt, sondern auch durch
die ihm innewohnenden Möglichkeiten, wie ja auch die wirt¬
schaftliche Kraft Deutschland nicht nur nach dem heutigen
Stand seiner Verpflegungsmittel beurteilt werden durfte.
Die russische Regierung habe an die Spitze ihres Programms
das Wort Frieden geschrieben. Die hohen Shrnpatyien,
welche das russische Volk den Völkern der Verbündeten ent - s
leoenbringe , bestärken es in dem Wunsche, den >chleuntgst?n
Frieden , der auf die Verständigung der Völker begrübet
fein wird , zu erreichen. Um den Mächten des Vrerbundes
sen Vorwand des Abbruches der Friedenöverhand langen
»uS technischen Gründen zu entziehen , nehme die rusche
Delegation die Forderung an , in Brest - Lito ws k zu
bleiben.  Sie bleibe in Brest -Litowsk, um keine Möglich-
Seit im Kauft,fe um den Frieden unausgenützt zu lassen.
Fl wem die russische Delegation auf ihr ^n Vorschlag wegen
Verlegung der Verhandlungen auf neutralen Boden ver¬
zichte, beantrage sw zur Zortsetzu-ig der Verhandlungen
tberzugehen . . . , , . .

Aus Vorschlag des Vorsitzenden ,tunte sodann oe,chl0s-
sen, am Nachmittage zwischen den Delegationen Deutsch¬
lands und Oesterreich-UngarnS einerseits und Rußlands
andererseits eine interne Beratung abftchalten.

Was wir verlKNgLir konnte « .
Folgerichtiger als Wilson und seine Freunde denkt über

sie Frage der Wiedergutinachung und Entschädigung der
Verfasser nachstehender Zuschrift an die Köln. Ztg . : Ge¬
statten Sie mir zu dem Aufsatz in Nr . 29 vom 10. ö. M-
ft ^ cnde Bemerkung : Noch eine andere „Wiederherüftlung
und „Wiedergutmachung" hat das deutsche Volk zu ver¬
langen . Die „Desannexion " teS urdeutschen El,aß em . m̂n-
aens aus den raubgierigen Krallen Frankreichs hat es
itiKtr 187041 glücklich durchgesetzt, dagegen ist ihm eine (
, Wiederoutmachung " des ungeheuren Schadens bisher noch
nicht zuteil geworden, der ihn: durch den Raub dieser
Land esieile seit Ludwig XIV. mw durch die Eroberongs-
kriege des imperialistischen Fi -ankreichö unter Napoleon I. .
.»gefügt worden ist. Für alle Schandtaten , die die sran - ,
zösischen Raub - und Mordbrennerscharen in Deutichland ^
seit Jahrhunderten verübt haben, sollte aus Grund der
vom Verband scheinheilig gepredigten Grundsätze „Wieder¬
gutmachung an Deutschland" auf Kosten Frankreichs der
rrn Lommrnden Kriedensverhaudlungen verlangt werden.

Rmtzlaud
'WTB. Bsrn,  11 . Jan . Die russische Kolonie in Lau-

jamre erfährt aus zuverlässiger Quelle, daß sie Russen
in Frankreich  von der Bevölkerung außerordentlich
schlecht behandelt  und in Verruf erklärt weiten.
Das Leben ist für sie gegenwärtig in Frankreich ein wahres
Martyrium . Dazu sind Nachrichten eingetrofftn , daß auch
neuerdings wieder unter den Mannschaften der russischen
chilfstruppen Erschießungen Porgenommen wurden.

PM . London,  10 . Jan . Meldung tes Reuteychen
Büros Der Petersburger Mitarbeiter des Manchester Guar-
dian meldet vom 3. Januar , daß ble Volkskommissare be¬
absichtigen, in den nächsten Ta gm -in Dekret zu erlaßen,
durch das die russischen Nationalschulden annul¬
liert  werden . Der Mitarbeiter erfährt ,daß das Dekret
folgende Befugifts enthalten werde: 1. Alle Anleihen und
«chatzscheine, die im Besitze von Ausländern im Ausland --
r* a in Rußland sind, sind ungültig . 2. Die Anleihen und
Tchokjcheine im Besitze russischer Untertanen , die mehr

sl-s 10 000 Rubel Kapital teftyen , sind imgitltig . 3. Hlntechtli
und Schatzscheinr rm Besitze russische Untertanen , die ihr
Kapital in russischen Anleihen angelegt haben, die 10 000
Rubel nicht überschreiten, werden mit 5 Prozent vom No¬
minalwerte verzinst, denen, die 10 000 Rubel besitzen, werden
3 Prozent auSwzahlt lverden. 4. Arbeiter und Bauern , die.
russische Anleihen oder Schotzscheine im Werte von l00
Rubel besitzen, können sie dem Staate für 75 Prozent des
Nominalwertes verkaufen, die, die 600 Rubel .besitzen, z»
70 Prozent . ^

DTB . Petersburg,  10 . Jan . Meldung der Peters¬
burger Telegraphenagentur . Abteilungen der Bol , che-
wiki nahmen  die Stationen Debalzewo, Saowska und
Semenowska . Aus Kiew  wird gemeldet, daß der Wider¬
stand gegen die Rada wächst. Unter den Truppen ter Haupt-
rate herrscht große Erregung . ~

WTB . Petersburg,  12 . Jan . Nach einer Rentev-
meldnng verfügten die Volksbeauftragten die Beschlag¬
nah m e b e r P u ti lv w werke  in Petersburg wegen Ver¬
schuldung der Gesellschaft, ferner der Wagend an an-
stalt  der Internationalen Schlafwagengesellschaft wegen
Weigerung der Leitung , die Arbeit sortzuführen.

WTB . London,  11 . Jan . Reuter . Das Oberhaus
nahm mit 134 gegen 69 Stimmen die Teile der Wahl¬
rechtsvorlage  an , die den Frauen das Stimmrecht
verleihen. ^

WTB . London,  12 . Jan . (Rent -r .) Die Neuord¬
nung der Admiralität  ist durchgenihrt . Die neuen
Mitglieder find Konteradmiral Sir Sidney Freemantle,
Konteradmiral George Hope und Arthur Peafe , der Tirettor
der Nordostbahn . Konteradmiral Henry Oliver und Kapirän
Gcdfrey Paine treten zurück. Archibald Hurd sagt im
Tafty Telegraph : Die Neuernennungen in der Admiralität
weiden die Befürchtung beseitigen, daß ein jäher Wechsel in
den Grundzügen der Marincpolitik beabsichtigt ist.

A«zetgem.

BekaurrtmachUAg
über

öffestl ch mristbtrtevde Berpachtnsg drr Grweindtj-gd
zu Freiendiez.

Drr Unterzeichnete Jagdvorsteher wird am
Mittwoch de« 23 . Januar 1918

nachmittags 2 Uhr
im Bürgermeisteramt die Jagd ans den Grundstücken des
gemeinschaftlichenJagdbezirks des . Gemeindebezirks Freien¬
diez öffentlich meistbietend auf einen 12jährigen Zeitraum,
und zwar vom 18. Juli 1918 bis 18. Juli 1930 ver¬
pachten. Pachtlustige werden hiermit eingeladen. Die Pacht¬
bedingungen liegen in dem Amtslokal des Unterzeichneten
öffent.ich aus.

Freiendiez,  den 8. Januar 1918.
Der Jagdvorsteher.

! SW?) Künzler.

SÄ «”1 Holzverkauf.
Samstag , den 19. Januar  in Michelbach

in , Schneiderschen Gasthaus zum Aartal von 2 Uhr nachm,
ab . Schutzbezirk Kettenbach, Distrikt 4 b, Rahnstätterhof.
Kiefer: 39 Rm . Brennknüppel , 50 Rni . Reiser unaufgear-
beitet. Schntzbezirk Mckershauftn , Distrikt 21 u. 22 Kimm-
bach. Buche: 305 Rm . Scheit u. Knüppel, 500 Rm . R«is»r
in Haufen. Eich« : w . 300 Shit. Reiser in Haufen.
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